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- eine Anregung .für die 15; BAföG-Novelle -; die kosten­

deckende Bewirtschaftung von Kindertagesstätten macht

KiTa-Plätze für Studierende unfinanzierbar; zudem sind

Betreuungsmöglichkeiten über 17 oder 18 Uhr hinaus not­

wendig, da die Lehrveranstaltungen länger gehen.

Die flächendeckende Schaffung von Ganztagsbetreuungs­

möglichkeiten an den Hochschulen selbst scheint uns die

einzig sinnvolle Lösung des Problems zu sein. Wir sind

der Meinung, Hochschulbau- und -ausbauprojekte, wie sie

nun auch besonders im Osten anstehen, mUs sen von vornherein

solche Uni-KiTas vorsehen. Andernfalls darf es für solche

Projekte einfach kein Geld geben, z. B. keines aus Bonn.

Das korrespondiert mit der Empfehlung 5/14 der Enquete­

Kommission, wobei uns all:rdings der Konjunktiv der dortigen

Formulierung außerordentlich mißfällt.

Wegen der beschränkten Redezeit belassen wir es bei

der ausführlicheren Darstellung dieses Einzelproblems.

Weitere gäbe es natürlich zu benennen. Nur eines davon

sei noch erwähnt.

An den ostdeutschen Hochschulen hat sich im Herbst 1989

ein eigenes studentisches Vertretungsmodell entwickelt und

mittlerweile auch etabliert. Es zeichnet sich durch

listenfreie Personenwahlen aus. Durch die Fachschaftsver­

ankerung findet es Akzeptanz bei den Studierenden.

Eine HRG-Novellierung sollte die Satzungshoheit der

verfaßten StudentInnenschaft auch auf die eigenständige

Wahl ihrer Struktur beziehen. Das StuFa-AStA-Modell sollte

auch im Osten möglich sein, wo es gewUnscht wird. Es sollte

jedoch nicht zwingend vorgeschrieben sein. - Danke.

Vorsitzender Eckart Kuhlwein: Danke sehr. - Jetzt

kommt Herr Molck für die Freie Konferenz der Studentlnnen­

schaften an Fachhochschulen.

Sv Molck: Die Freie Konferenz der Studentlnnenschaften

an Fachhochschulen, kurz FKS, ist ein Dachverband von

Fachhochschul-Studentlnnenschaften in der ganzen Bundes­
republik.

Wir haben uns ausführlich damit beschäftigt, wie wir

die Entwicklung im Hochschulsystem bewerten und was wir

wollen, und zwar in einer sogenannten "Vision einer erneu­

erten Hochschule". Diese'Vision'werden wir Ihnen gerne

noch geben, damit diese auch hier Eingang findet. Wir haben

in unserer schriftlichen StellungnahmJleiniges daraus zusam­

mengefaßt.

Ich möchte mich hier aufgrund der zeit auf drei Punkte

daraus beschränken: Veränderungen, die wir für notwendig

halten im Bereich des Studiums, im Bereich der Mitbestimmung

und im Bereich der sozialen Absicherung der StudentInnen.

Zunächst zum Studium. Unseres Erachtens ist das Studium

an allen Hochschulen dringend reformbedürftig. Die bundes­

weite Diskussion um die Studienreform befindet sich augen­

blicklich in einer Sackgasse.

Das zeigen z. B., aus der FH-Perspektive gesehen, die

Auseinandersetzungen um die Rahmenprüfungsordnungen, wo man

sich einerseits nicht einigen konnte, in was für einer Art

und weise das Studium an den Fachhochschulen gestaltet

werden sollte, andererseits aber eigentlich auch nicht zu

grundsätzlich neuen Formen gekommen ist, sondern nur die

bestehenden mit Zahlen versehen hat - so viel Prüfungen,

so viel Wiederholungsmöglichkeiten, so viel Praxis - und

sich nicht grundlegend Gedanken über eine Reform des

Studiums gemacht hat.

Eine solche Diskussion hielten wir bundesweit für

dringend notwendig, auch wenn wir nicht der Meinung

sind, daß man bundesweit genau festlegen muß, wie es nun

an jeder einzelnen Hochschule aussehen soll. Festlegen

müßte man, denke ich, eher Obergrenzen, wie es z. B. im

Moment in Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Aktionsprogramms

Qualität der Lehre und Novellierung der Hochschul-

gesetze passiert.

Bundesweit, finden wir, muß man diskutieren über

zwei wesentliche Aspekte des Studiums, nämlich über die

Inhalte und die Formen. Was die Inhalte betrifft, muß

man sagen, daß es heute in den verschiedenen Bereichen
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